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Der janusköpfige
Präsident
Donald Trump agiert in seiner Außenpolitik höchst widersprüchlich. Auf der einen Seite
lanciert er Friedensverhandlungen und tritt andererseits mit imperialer Härte auf.
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Donald Trump, der 45. und wieder 47. Präsident der
Vereinigten Staaten, polarisiert wie kaum ein anderer



Staatsmann seiner Generation. Seine außenpolitischen
Entscheidungen wirken auf manche wie ein Versuch,
die Rolle Amerikas als Friedensstifter wiederzubeleben,
während andere sie als aggressiven Imperialismus
kritisieren. Trump vereint scheinbar widersprüchliche
Strategien: Verhandlungen und Waffenstillstände
einerseits – militärische Interventionen, territoriale
Ambitionen und ökonomische Kontrolle andererseits.
Im folgenden Artikel soll seine Politik anhand von vier
zentralen Konflikten beleuchtet werden: Palästina,
Ukraine, Venezuela und Grönland – und zeigen, wie
sich in ihnen unterschiedliche Seiten seiner
Präsidentschaft widerspiegeln.

Palästina: Ein strategischer
Waffenstillstand

Ein oft ausgeblendeter Aspekt des Gaza-Konflikts ist die Rolle der
israelischen Politik selbst bei der Stabilisierung der Hamas-
Herrschaft. Unter Benjamin Netanjahu wurde über Jahre hinweg
zugelassen, dass finanzielle Mittel – vor allem aus Katar – mit
Wissen und Billigung Israels in den Gazastreifen gelangten. Offiziell
sollte damit ein humanitärer Kollaps verhindert werden, faktisch

Der Gaza-Konflikt ist kein neues Phänomen: Jahrzehntelange
Konfrontationen zwischen Israel und der Hamas haben wiederholt
zu blutigen Auseinandersetzungen und humanitären Katastrophen
geführt. Seit dem Jahr 2007 kontrolliert die Hamas den Gazastreifen,
während Israel wiederkehrende, meist unverhältnismäßige
militärische Operationen gegen Palästina führt.



jedoch trug diese Praxis zur Verfestigung der palästinensischen
Spaltung bei. Eine politisch und territorial getrennte
palästinensische Führung schwächte die Aussicht auf eine
verhandlungsfähige Einheit – und damit auf eine Zweistaatenlösung.
Die Hamas wurde so weniger aus Sympathie geduldet als aus
strategischem Kalkül: als radikaler Gegner, der jeden ernsthaften
Friedensprozess von vornherein blockierte.

In seiner zweiten Amtszeit gelang Trump im Oktober 2025 ein
Waffenstillstand zwischen Israel und der Hamas, der zur Freilassung
der letzten israelischen Geiseln führte und einen – wenn auch
fragilen – Frieden ins Leben rief. Er präsentierte einen „Friedensplan
für Gaza“ mit 20 Punkten, der unter anderem ein Ende der Kämpfe,
einen Übergangsrat und den Abzug militärischer Kapazitäten der
Hamas vorsah.

Kritische Einordnung

Auf den ersten Blick erscheint dies als pazifistische Errungenschaft:
zwei Konfliktparteien zur Einstellung der Gewalt bringen und
Geiseln befreien. Doch Trump verhandelte seine Lösungen
schwerpunktmäßig aus einer relativen Stärke heraus, ohne
wirkliches Vertrauen zwischen den Parteien zu schaffen und ohne
tragfähige langfristige Strukturen.

Ein besonders strittiger Punkt war zeitweise Trumps
Vorschlag, dass die USA den Gazastreifen
„übernehmen“ könnten, um eine „Freiheitszone“ zu
schaffen – eine Idee, die international Empörung
auslöste und von Staaten, unter anderem Saudi-
Arabien, abgelehnt wurde.

Hier zeigt sich die ambivalente Haltung Trumps: Einerseits
Vermittlung und Waffenstillstand, andererseits die Bereitschaft,



territoriale Kontrolle oder politische Neuordnung – notfalls auch
ungeachtet internationaler Souveränität – in Betracht zu ziehen.

In Trumps Gaza-Rhetorik schimmerte zeitweise eine kuriose Idee
durch: Er sah in seiner Funktion als Geschäftsmann den zerstörten
Küstenstreifen weniger als politischen Konfliktraum, denn als
ungenutztes Potenzial. Gaza wurde von ihm sinngemäß als mögliche
„Riviera des Nahen Ostens“ beschrieben – als Raum für
Wiederaufbau, Investitionen und touristische Verwertung, sofern
Sicherheit und Kontrolle gewährleistet seien. In dieses Denken fügt
sich auch der wiederkehrende Verweis auf die Energieressourcen
vor Gazas Küste ein, insbesondere das seit Jahren politisch
blockierte Gasfeld Gaza Marine. Frieden erscheint aus dieser Sicht
nicht primär als Ergebnis von Gerechtigkeit oder politischer
Selbstbestimmung, sondern als Voraussetzung wirtschaftlicher
Verwertung. Die von Trump hergestellte Stabilität wäre unter
diesem Aspekt sozusagen als Vorleistung für renditeorientierte
Investitionen zu sehen.

Besonders deutlich zeigt sich die Ambivalenz von Trumps
Friedensrhetorik und -politik in seinem Umgang mit Benjamin
Netanjahu. Trotz schwerwiegender völkerrechtlicher Vorwürfe und
internationaler Ermittlungen gegen Netanjahu empfing Trump den
israelischen Ministerpräsidenten mehrfach demonstrativ und ohne
erkennbare politische Distanz. Während Trump das Völkerrecht
gegenüber geopolitischen Gegnern als Maßstab moralischer
Ordnung betonte, verliert es im Bündnisfall mit Israel seine
bindende Kraft. Die massiven zivilen Opferzahlen in Gaza, darunter
mehr als zwanzigtausend getötete Kinder, werden so nicht zum
Anlass politischer Konsequenzen, sondern diplomatisch relativiert.
Einen Kinder- und Völkermörder empfängt man nicht, Herr Trump.
Das gilt auch für Sie, Herr Merz und Herr Orban.

Trump präsentiert sich gleichzeitig als Verfechter von Recht und
Ordnung und fordert internationale Gegner wie Russland, Iran oder



China regelmäßig zur Einhaltung von Normen auf, ignoriert aber
beim engen Verbündeten Israel genau diese Normen. Das erzeugt
den Eindruck, dass Völkerrecht in den Augen Trumps nicht für alle
gleichermaßen gilt.

Trumps Politik offenbart damit eine selektive Friedenslogik: Frieden
und Recht gelten nicht als universelle Prinzipien für ihn, sondern als
Instrumente, die er je nach strategischem Nutzen angewendet oder
ignoriert. Den Vorwurf der Doppelmoral muss Trump sich gefallen
lassen.

Ukraine: Friedensbemühungen unter
Druck

Seit dem von den USA inszenierten Euromaidan 2014 führt die
Ukraine Krieg mit dem östlichen Teil des Landes. Seit dieser Zeit bis
zur großangelegten russischen Invasion im Februar 2022 wurden im
Donbass mehr als 14.000 Menschen vom Kiew-Regime getötet. Die
USA führten insbesondere unter dem Regime von Joe Biden einen
Stellvertreterkrieg, bei dem kein einziger US-amerikanischer Soldat
sein Leben ließ, dafür Hunderttausende Ukrainer und viele Russen.
Die USA kämpfen bis zum letzten Ukrainer in diesem Krieg, den die
NATO unter maßgeblicher Führung der USA durch die ständige
NATO-Osterweiterung provozierte. Nicht wer den ersten Schritt
macht ist der Aggressor, sondern wer zu diesem ersten Schritt
zwingt, erkannte schon der italienische Staatsmann Niccoló
Machiavelli vor circa 500 Jahren.

Die internationale „Gemeinschaft“ – inklusive der NATO und der EU
– unterstützt Kiew mit Waffen, Geld und diplomatischem Beistand.
Aktuell spielen kriegstreiberische, die Kriegswirtschaft ankurbelnde
europäische Führer wie Friedrich Merz, Keir Starmer, Emmanuel
Macron, Ursula von der Leyen oder der NATO-Generalsekretär



Mark Rutte den dicken Maxe, und wollen es auf einen nicht
gewinnbaren Krieg ankommen lassen, der Europa in Schutt und
Asche legen kann und wahrscheinlich wird, wenn diesen
verantwortungslosen, inkompetenten, die Wirtschaft ihrer Länder
an die Wand fahrenden und rücksichtslos den europäischen
Bürgern gegenüber agierenden Bellizisten nicht Einhalt geboten
wird.

Donald Trump möchte diesen Krieg beenden.

Trumps Ansätze

Trump hat wiederholt erklärt, den Krieg zwischen Russland und der
Ukraine beenden zu wollen. Er sprach von einer möglichen
Übereinkunft und sagte, es gebe „Grundlagen für ein Abkommen“.
Zudem übt er – in meinen Augen berechtigten – diplomatischen
Druck aus, vor allem auf ukrainischer Seite, sich schneller auf
Verhandlungen einzulassen.

In Berichten wurde betont, dass Trump Verhandlungen fördern
wolle, wobei er Kiew eher zu Zugeständnissen drängte, als Moskau
ernsthaft zu konfrontieren. Nach meinem Ermessen war und ist
Trumps Verhalten in diesem Fall legitim, zumal Russland
Kriegsgewinner ist – was seit Beginn des Konflikts klar war. Die
europäischen Bellizisten wollen jedoch den Gewinner Russland zu
einem Friedensdiktat drängen. Dass Russland mit den wesentlich
besseren Karten in der Hand darüber nur lachen kann, dürfte jedem,
der bis drei zählen kann, klar sein. Aber das kann halt nicht jeder in
Europa.

Der von den USA vorgeschlagene, ursprüngliche 28-Punkte-
Friedensplan für die Ukraine sah unter anderem vor, dass die
Ukraine bestimmte Gebiete abtritt, insbesondere die Regionen



(Oblaste) Luhansk und Donezk im Donbas, ihre Streitkräfte
reduziert und auf einen NATO-Beitritt verzichtet.

Diese Fassung hätte die russische Kontrolle über die
Krim, Luhansk und Donezk anerkannt, einschließlich
Gebieten, die das russische Militär noch nicht besetzt
hat, und hätte gleichzeitig den Status von Cherson und
Saporischschja an der Kontaktlinie eingefroren.

Die Bestimmungen würden die ukrainischen Streitkräfte von
800.000 Soldaten auf 600.000 Soldaten begrenzen sowie einen
NATO-Beitritt der Ukraine ausschließen und dem Land
Sicherheitsgarantien gewähren. Sie beinhalteten außerdem
Maßnahmen zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit, die sehr zum
Vorteil der USA gereichen würden, sowie zum Wiederaufbau und zu
humanitären Fragen, wie zum Beispiel einem Gefangenenaustausch.

In meinen Augen war das ein realistischer Plan – mit Ausnahme der
unbegründeten Vorteilsverschaffung für die USA –, da Russland den
vom Westen provozierten Krieg in militärischer Sicht eindeutig
gewonnen hat, egal was die europäischen „Spitzenpolitiker“ diverser
Regierungen uns einreden wollen.

Trump inszeniert sich als Vermittler, doch viele Analysten sehen
hier weniger echten pazifistischen Idealismus. Trump wollte und
will Frieden um jeden Preis – selbst auf Kosten der territorialen
Integrität der Ukraine. Doch seine Methoden werfen bei vielen
Skeptikern Fragen auf: Geht es wirklich um Frieden oder um einen
schnellen Deal, der die USA politisch entlastet?

Die USA konzentrieren sich momentan unter anderem auf
Venezuela, ein Land das angeblich mehr Erdölreserven besitzt als
Russland und Saudi-Arabien zusammen. Man spricht von 303
Milliarden Barrel Öl – das sind rund 17 Prozent der globalen
Ölreserven. Auch an seltenen Erden, Gold und anderen Metallen



fehlt es Venezuela nicht. Der Geschäftsmann Trump scheint
pragmatisch zu denken. Da es in der Ukraine und in Russland
schwerer ist, an Rohstoffe heranzukommen, fokussieren die USA
ihre Anstrengungen momentan auf das nicht weit entfernte
Venezuela. Auch Nachbarländer wie Guyana – vor deren Küste
reiche Ölvorkommen entdeckt wurden – und Kolumbien oder auch
Mexiko haben Angst, die nächsten Opfer der wieder einmal
völkerrechtswidrig agierenden US-Amerikaner zu sein.

Venezuela: Bellizismus und
Ressourcenkontrolle

Venezuela steckt seit Jahren in einer tiefen politischen und
wirtschaftlichen Krise. Rechtswidrige Beutezüge, Korruption und
Misswirtschaft, vermutlich auch Drogenhandel und illegale
Waffengeschäfte können Präsident Nicolás Maduro wahrscheinlich
angelastet werden. Diese Missstände haben das einst blühende,
rohstoffreiche Land international isoliert.

Die Beziehungen zwischen den USA und Venezuela waren schon
unter den Präsidenten George W. Bush und Barack Obama
angespannt und verschärft. Die Verstaatlichung der Ölindustrie in
Venezuela nervten verständlicherweise die Erdölfirmen,
insbesondere die US-amerikanischen. Donald Trump spricht von
einem Raub amerikanischer Vermögenswerte, zumal Venezuela den
ausländischen Erdöl-Unternehmen keine Entschädigung zahlte.

„Das illegitime Maduro-Regime nutzt das Öl aus diesen gestohlenen
Ölfeldern, um sich selbst, Drogenhandel, Terrorismus,
Menschenhandel, Mord und Entführung zu finanzieren“, schrieb
Trump am 16. Dezember auf Truth Social
(https://truthsocial.com/@realDonaldTrump/posts/1157319083874
16458).

https://truthsocial.com/@realDonaldTrump/posts/115731908387416458


Aber muss man den Chef des Landes deswegen gleich entführen
und die Hauptstadt bombardieren? Diese völkerrechtswidrige
Aktion sollte Konsequenzen haben, wird sie aber vermutlich nicht,
zumal die USA zurzeit die stärkste militärische Macht weltweit
darstellen, gegen die sich keiner aufzubegehren traut.

Die Charta der Vereinten Nation, die Menschenrechte, das
Völkerrecht, die Verfassung der USA und die Verfassungen der
überfallenen Länder interessieren mittlerweile kaum mehr einen.
Die Macht des Stärkeren dominiert das internationale Recht.

Was sich Anfang Januar 2026 genau ereignet hat:

In der Nacht zum 3. Januar 2026 führten US‐Streitkräfte eine groß
angelegte Militäraktion in Venezuela durch, bei der Ziele in Caracas
bombardiert und die Verteidigungssysteme ausgeschaltet wurden.
Im Rahmen dieser Operation „Absolute Resolve“ drangen US-
Spezialeinheiten (Delta Force) in die Präsidentenresidenz ein und
nahmen Nicolás Maduro und seine Frau Cilia Adela Flores De
Maduro fest. Sie wurden in die USA gebracht, um dort wegen
Drogen- und Waffenhandel vor Gericht gestellt zu werden. Ihnen –
ebenso wie ihrem Sohn – drohen lebenslange Haftstrafen. Bei dem
Einsatz kamen dutzende Soldaten und Sicherheitskräfte ums Leben,
nach venezolanischen Angaben auch Zivilisten. Die USA gaben
zudem an, künftig die Kontrolle über Venezuelas Ölverkäufe und
Einnahmen übernehmen zu wollen, was international für erhebliche
Kritik sorgt. Die Anklage des mutmaßlichen Drogen- und
Waffenhandels Maduros scheint nur vorgeschoben zu sein, um an
das venezolanische Öl zu kommen.

Durch die Festnahme Maduros kontrollieren die USA nun
venezolanische Ölressourcen und diktieren die Bedingungen ihrer
Nutzung. Das Öl in den USA wird knapp, Venezuela verfügt über
sieben Mal so viel Öl wie die USA.



Nach dem militärischen Einsatz der USA und der Festnahme von
Präsident Nicolás Maduro hat sich Delcy Rodríguez, die bisherige
Vizepräsidentin und enge Verbündete Maduros, als „interimistische
Präsidentin“ faktisch an die Spitze der venezolanischen Regierung
gesetzt. Dies geschah auf Grundlage einer Entscheidung des
Obersten Gerichts und mit Unterstützung des Militärs, um eine
verfassungsmäßige Nachfolge zu gewährleisten.

Allerdings ist ihre Position politisch umstritten: Trump
und die US-Regierung haben Rodríguez öffentlich als
Übergangs- oder Interimspräsidentin akzeptiert und
erwarten von ihr Kooperation, vor allem in Fragen der
Ölindustrie und politischer Ausrichtung, was Rodríguez
nach anfänglichen Anti-USA-Parolen auch signalisierte.

Trump kündigte an, die Kontrolle über Venezuela „für Jahre“ zu
behalten und die Ölindustrie gezielt zu lenken. Venezuela hat
angekündigt 30 bis 50 Millionen Fässer Erdöl an die USA abzugeben
und aus den Erlösen US-amerikanische Güter zu kaufen.

Die US-amerikanische Aktion in Venezuela ist Ausdruck
bellizistischer Politik in Form von militärischer Intervention,
Machtprojektion und ökonomische Kontrolle. Die US-Initiative in
Venezuela untergräbt die Souveränität des Landes, verletzt
Völkerrecht und nutzt die reichlichen Ressourcen Venezuelas. Diese
Politik ist nichts anderes als eine moderne Form von Imperialismus.

Hier manifestiert sich Trumps „America First“, Trumps „MAGA-
Manie“ – nicht als defensiver Schutz, sondern als aktives Eingreifen
zur Sicherung strategischer Ressourcen und geopolitischer
Positionen.

Der Überfall auf Venezuela ist möglicherweise nur der erste Schritt
zu weiteren Angriffen und Bedrohungen in Lateinamerika.



Das momentane imperialistische Vorgehen der USA erinnert doch
sehr an die ersten, insbesondere englischen Einwanderer in
Nordamerika, die in einem ersten Schritt die indigene Bevölkerung
im Osten zurückdrängten und dezimierten, sich in einem zweiten
Schritt die Mitte der heutigen USA durch einen Jahrhundert-Deal
sicherten, indem sie den Franzosen beziehungsweise Napoleon
Bonaparte, der für seine schwachsinnigen Feldzüge in Europa Geld
benötigte, das Gebiet für lumpige 15 Millionen Dollar abkauften, und
in einem dritten Schritt sich den Westen der heutigen USA
einverleibten, indem sie Krieg gegen Mexiko führten – und schnell
gewannen–, den die USA provozierten, jedoch die Mexikaner
unvorsichtigerweise begannen.

Die Frage, ob sich Trumps Interventionismus nun auf ganz
Lateinamerika ausdehnt, erhält durch seine jüngsten Drohungen
neue Nahrung. Gegenüber Staaten, die Kuba weiterhin mit Öl,
Treibstoff oder Energie versorgen, kündigte er eine Verschärfung
des wirtschaftlichen Drucks an und machte deutlich, dass solche
Lieferungen als politische Parteinahme gewertet würden. Zugleich
weitete er seine Drohkulisse über den amerikanischen Kontinent
hinaus aus: Kanada stellte er offen Strafzölle von bis zu 100 Prozent
in Aussicht, sollte Ottawa seine wirtschaftlichen Beziehungen zu
China vertiefen. Außenpolitik erscheint in dieser Logik nicht mehr
als Raum für Ausgleich, sondern als Feld ökonomischer
Zwangsmittel. Handel wird zur Waffe, Partnerschaften zur
Bedingung, und staatliche Souveränität zur Verhandlungsmasse.
Trumps jüngste Rhetorik deutet damit auf eine Politik hin, die
regionale Ordnungen nicht stabilisieren, sondern durch Drohung
und Druck neu formen will.

Manche befürchten auch, dass die Venezuela-Aktion der Trump-
Regierung der Auftakt zu einem Krieg mit China sein könnte, da das
Reich der Mitte Venezuela seit vielen Jahren das Öl abkauft und
seine diesbezüglichen Verträge gefährdet sieht. Xi Jinping
bekräftigte bei einem Treffen mit dem venezolanischen Präsidenten



Nicolás Maduro in Moskau, dass China Venezuela bei der Wahrung
seiner Souveränität, nationalen Würde und sozialen Stabilität
entschlossen unterstützen werde. Er beschrieb die Beziehung aus
langfristiger strategischer Perspektive als eine „eiserne“
Freundschaft.

Aufgrund der militärischen Dominanz der USA werden sich China
und auch Russland sowie andere Unterstützer Venezuelas wie der
Iran und Kuba vermutlich noch zurückhalten – zumindest was die
militärische Unterstützung angeht.

Grönland: Zwischen Sicherheit und
Annexion

Grönland, ein autonomes Gebiet innerhalb des Königreichs
Dänemark, ist mehr als nur eine dünn besiedelte Insel im
Nordatlantik. Historisch war es ein geopolitischer Außenposten, der
während des Kalten Krieges durch die US-amerikanische Thule Air
Base zur Schlüsselposition im globalen Raketenfrühwarnsystem
wurde. Heute rückt Grönland erneut ins Zentrum strategischer
Überlegungen: Das Schmelzen des arktischen Eises öffnet neue
Seewege, macht Rohstoffe wie seltene Erden, Uran und Öl
zugänglich und verstärkt die militärische Relevanz der Region
angesichts des wachsenden Einflusses Russlands und Chinas.

Die Idee eines US-Erwerbs von Grönland ist kein Novum.
Schon im 19. und frühen 20. Jahrhundert spielten in der
US-Politik Überlegungen zu einer Annexion oder
zumindest einer wirtschaftlichen Kontrolle Grönlands
eine Rolle.

Doch unter Donald Trump gewinnt diese Idee neue Dringlichkeit
und öffentliche Sichtbarkeit. Sein Vorschlag, Grönland zu kaufen
oder – notfalls – unter amerikanische Kontrolle zu bringen, zeigt:



Die grönländische Bevölkerung, die Unabhängigkeit und
Selbstbestimmung anstrebt, bleibt bei dieser bellizistischen,
imperialistischen Vorgehens- und Denkweise Trumps
unberücksichtigt, was die Widersprüchlichkeit seines
außenpolitischen Handelns besonders deutlich macht: Frieden wird
instrumentalisiert, wo er nützt, und Dominanz wird durchgesetzt,
wo sie möglich erscheint
.
Trump argumentierte dabei, dass Grönland für die
Sicherheitsinteressen der USA „lebenswichtig“ sei, dass Dänemark
weder militärisch noch finanziell in der Lage sei, die Insel
ausreichend zu schützen, und dass die USA über die Thule Air Base
und die NATO faktisch ohnehin bereits die Hauptlast der
Verteidigung trügen.

Donald Trump hat jüngst öffentlich erklärt, dass die USA in Bezug
auf Grönland „etwas tun werden, ob es ihnen gefällt oder nicht“ und
dabei ausdrücklich militärische Optionen nicht ausgeschlossen. Er
formulierte es so, dass die Vereinigten Staaten eine Übernahme „auf
die einfache Art“ bevorzugen würden, etwa ein Abkommen, aber
auch bereit seien, es „auf die harte Art“ zu machen, falls Dänemark
oder Grönland nicht kooperieren.

Trumps Position

Trumps Behauptung, die USA könnten Grönland besser schützen als
Dänemark, offenbart sein machtpolitisches Denken besonders
deutlich. Sicherheit versteht er hier nicht als gemeinschaftliche
Verantwortung innerhalb eines Bündnisses, sondern als
Legitimation für Kontrolle. Der Schutzanspruch wird zur
Besitzlogik: Wer schützt, darf bestimmen. In dieser Argumentation
verwandelt sich das autonome Territorium eines NATO-Partners in
ein strategisches Objekt, dessen Souveränität hinter militärischer



Zweckmäßigkeit zurücktritt.

Während Trump andernorts als Friedensstifter auftritt, zeigt sich
bei seinem Vorgehen in Sachen Grönland ein anderes Muster – es
zeigt die bellizistische Seite von Trumps Außenpolitik in Reinform.
Das strategisch hochgradig exponierte und rohstoffreiche
Territorium ist für die USA seit Jahrzehnten von militärischem und
wirtschaftlichem Interesse.

Trumps öffentliche Vorschläge, Grönland zu kaufen oder
notfalls unter amerikanische Kontrolle zu bringen,
illustrieren sein transaktionales Denken: Souveränität
wird zum verhandelbaren Gut, territoriale Integrität
zum Hindernis amerikanischer Interessen.

Es offenbart sein handlungs- und nutzenorientiertes Vorgehen, bei
dem Entscheidungen nicht primär von Prinzipien, Werten oder
Normen geleitet werden, sondern von taktischem Gewinn,
Interessen und Kosten-Nutzen-Abwägungen. Trump ist mehr
Geschäftsmann denn wertegeleiteter Präsident.

Diese Position Trumps hat zu einer diplomatischen Krise mit
Dänemark und der EU geführt, die solche Ansprüche
ausnahmsweise mal zurecht als Gefährdung der NATO und der
internationalen Ordnung betrachtet. Andererseits, für was braucht
Europa die NATO? Seit Auflösung der Sowjetunion ist der zum
Angriffsbündnis mutierte Pakt eigentlich obsolet geworden, da von
Russland in meinen Augen keinerlei Gefahr ausgeht. Aber vielleicht
benötigen wir ja bald ein Verteidigungsbündnis gegen die USA,
wenn sie mit ihren imperialistischen, völkerrechtswidrigen
Bestrebungen fortfahren. Wer weiß, vielleicht ein „eurasisches
Bündnis“? Der Albtraum der USA! 
Wie ein solches Bündnis aussehen könnte, können Sie in meinem am
7. Februar bei Manova erschienenen Artikel nachlesen
(https://www.manova.news/artikel/make-eurasia-greater).

https://www.manova.news/artikel/make-eurasia-greater


In der Grönland-Frage ist Donald Trump zuletzt rhetorisch
zurückgerudert. Wo er zuvor offen mit Zwang und notfalls auch
militärischen Optionen kokettierte, spricht er nun von
Verhandlungen, von einer „vernünftigen Lösung“ und von
Gesprächen mit NATO-Partnern. Der Ton ist moderater geworden,
nicht jedoch der Anspruch: Grönland bleibt für ihn ein strategisches
Objekt, das die USA „brauchen“, um russischem und chinesischem
Einfluss zuvorzukommen. Dieses scheinbare Einlenken folgt einem
bekannten Muster. Trump beginnt mit der maximalen Forderung –
der vollständigen Kontrolle über ein Territorium – um am Ende
einen geringeren, aber immer noch weitreichenden Vorteil
durchzusetzen. Wer zunächst tausend Prozent verlangt, kann
hundert Prozent als Kompromiss verkaufen. Diese Methode mag
verhandlungstaktisch wirksam sein, sie ist politisch jedoch
problematisch: Sie erzeugt künstliche Krisen, setzt Partner unter
Druck und verschiebt die Grenzen des Sag- und Machbaren.
Trumps Kurskorrektur in der Grönland-Debatte ist daher weniger
Ausdruck von Einsicht als von Kalkül – ein Rückzug in der Form,
nicht in der Sache.

Fazit

Donald Trump inszeniert sich als Friedensstifter in einer Welt der
Dauerkrisen – und zweifellos hat er Konflikte entschärft,
Verhandlungen angestoßen und militärische Eskalationen gebremst.
Doch sein Verständnis von Frieden bleibt widersprüchlich. Es ist
kein normativer, universeller Frieden, der sich aus Recht, Gleichheit
und Schutz der Schwächsten speist, sondern ein selektiver Frieden,
der dem Kalkül der Macht folgt. Wo Frieden amerikanischen
Interessen dient, wird er energisch verfolgt; wo er Bündnisse
belastet oder strategische Vorteile gefährdet, verliert er an
Bedeutung. Trumps Außenpolitik oszilliert damit zwischen
Deeskalation und Dominanz, zwischen Vermittlung und



Machtausübung.

Der Grönland-Konflikt illustriert eine aggressive Expansion –
teilweise unter dem Vorwand nationaler Sicherheit, doch mit
deutlicher imperialer Komponente. Drohungen gegen einen NATO-
Partner sind ein seltener, aber umso drastischerer Ausdruck von
Trumps bellizistischer Seite.

Die US-amerikanische Politik verstößt zunehmend gegen die
regelbasierte internationale Ordnung, sodass sich die Frage stellt,
ob die immer wieder betonte, „westliche“ Wertegemeinschaft noch
glaubwürdig ist. In meinen Augen ist sie es nicht mehr in Anbetracht
der europäischen Kriegstreiber, die den Krieg in der Ukraine nicht
enden lassen wollen sowie der Agitationen der USA, die sich um
internationales Recht nicht mehr zu scheren scheinen, wie ihre
Machenschaften in Venezuela unschwer erkennen lassen.

Ob Donald Trump als Friedenspräsident oder als Kriegspräsident in
Erinnerung bleiben wird, entscheidet sich weniger an seinen
Worten als an der Frage, ob seine Politik Konflikte tatsächlich löst –
oder lediglich zu einer neuen, fragileren Ordnung führt.
Letztendlich entpuppt sich der 47. Präsident der Vereinigten Staaten
von Amerika als ein weiterer Präsident – wie schon Vater und Sohn
Bush oder Barack Obama –, der Amerika auf Kosten anderer Länder
„great again“ machen möchte. Mit dem ersehnten
Friedensnobelpreis wird das so nichts. Obwohl, Obama hat ja in
diesem weltweiten Preisverleihungs-Kasperletheater auch einen
bekommen, wenn auch die USA unter seiner Führung allein 2016 mit
sieben verschiedenen Ländern Krieg führten.
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